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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 25. November 1986 

Die burundische Regierung hat durch Verfügungen des Bundesministers 
für Büdung und Wissenschaft vom 15. September 1986 und des Bundes- 
ministers des Innern von Anfang Oktober 1986 den Lehrbetrieb in den 
Seminarschulen und in den Einrichtungen für den Grundschulunterricht 
der Katholischen Kirche in Burundi aufgehoben bzw. abgeschafft. 

Die Bundesregierung sieht hierin einen schweren Rückschlag für den 
bedeutenden Beitrag der Kirchen zum Erziehungswesen in Burundi. Die 
Schließung der kirchlichen Ausbüdungszentren für Alphabetisierung 
und Katechismusunterricht (Basisunterricht) für über 300 000 Kinder und 
Erwachsene, die in den staatlichen Schulen keine Aufnahme fanden oder 
diese aus anderen Gründen nicht besuchten, trifft im besonderen Maße 
die ärmeren Bevölkerungsschichten. 

Bemühungen der burundischen Behörden, die Schüler aus dem Basisun- 
terricht in den staatlichen Schulbetrieb aufzunehmen, sind bisher 
gescheitert. Eine Regierungskommission, der die Minister für Büdung, 
Soziales und Arbeit angehören, erarbeitet derzeit Vorschläge zur Weiter- 
führung des Basisunterrichts. Es fehlt aber an qualifiziertem Personal und 
an finanziellen Mitteln. Für die schulische Versorgung der betroffenen 
Bevölkerungskreise kann der Staat vorerst keinen Ersatz bieten. 

Die Maßnahmen der burundischen Regierung sind vor dem Hintergrund 
ihres seit Jahren gespannten Verhältnisses zur Katholischen Kirche zu 
sehen. Die burundische Regierung ist bestrebt, den traditionell starken 
Einfluß der Katholischen Kirche auf das politische Leben einzudämmen 
und einen laizistischen Staat durchzusetzen. Zwar bleibt das in der 
burundischen Verfassung garantierte Recht der Religionszugehörigkeit 
und die Religionsausübung im Grundsatz gewährleistet, doch bedeuten 
die von der Regierung erlassenen Verbote an die Katholische Kirche, im 
Erziehungssektor tätig zu sein, an Werktagen Messen während der offi- 
ziellen Arbeitsstunden zu lesen oder sonstige religiöse Veranstaltungen 
abzuhalten sowie Ausweisungen ausländischer Ordensleute schwere 
Eingriffe in das bisherige Leben und Wirken der Kirche in Burundi. 

Im Dialog mit der burundischen Regierung hat sich die Bunde sre0erung 
stets für einen Abbau der bestehenden Spannungen zwischen Kirche und 
Staat eingesetzt. Dabei hat sie insbesonders deutlich gemacht, daß Maß- 
nahmen wie die Verweigerung von Visa für ausländische Missionare die 
erfolgreiche entwicklungspolitische Arbeit der Kirchen im Erziehungs- 
und Gesundheitswesen Burundis behindern. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen des politischen Dialogs mit der 
burundischen Re0erung ihre Besorgnis über die ernste Lage der Kirche 
in Burundi erneut zum Ausdruck bringen. Sie wird sich weiterhin dafür 
einsetzen, daß der Katholischen Kirche die dem hohen Wert ihrer ent- 
wicklungspolitischen Arbeit in Burundi entsprechenden Rahmenbedin- 
gungen eingeräumt werden und die Reli0onsfreiheit erhalten bleibt. 


Welche Informationen über die Hintergründe 
der Schließung aller katholischen Schiüen in Bu- 
rundi durch die dortige Regierung liegen der 
Bundesre0emng vor, und welche Auswirkun- 
gen hat diese Maßnahme nach Einschätzung der 
Bundesregierung besonders für die Schulbü- 
dung der ärmeren Bevölkerungsschichten und 
die Alphabetisierungskampagne der ländlichen 
Bevölkerung? 
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Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
bisher nicht die „Internationale Konvention ge- 
gen Apartheid im Sport" der UNO-Generalver- 
sammlung imterzeichnet, und wann ist mit einer 
positiven Entscheidung in dieser Sache zu 
rechnen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. November 1986 

Die Bimdesregierung ist der „Internationalen Konvention gegen Apart- 
heid im Sport" nicht beigetreten und beabsichtigt, dies auch in Zukunft 
nicht zu tun. Die Konvention sieht u. a. Regelimgen vor, die die Bundes- 
repubhk Deutschland völkerrechtlich verpflichten würden, nationale 
Regelungen und Richtlinien gegen Sportkontakte mit Apartheidsländern 
zu erlassen und Maßnahmen bei Nichtbeachtung dieser Regelungen 
vorzusehen. 

Die innerstaatliche Durchsetzung dieser Regelungen würde sehr weitge- 
hende legislative und administrative Eingriffe in die Rechte des einzelnen 
Bürgers, in die Freiheit und Verantwortlichkeit der nationalen Sportorga- 
nisationen und in die Unabhängigkeit der internationalen Sportorganisa- 
tionen erfordern. 

Die Bundesregierung lehnt derartige Eingriffe ab, da sie den in der 
Bundesrepubhk Deutschland geltenden Grundsätzen der Staatsfreiheit 
und der Selbstverwaltung des Sports widersprechen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat deshalb bei den Abstimmungen in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen gemeinsam mit den 
westlichen Partnerländern Stimmenthaltung gegenüber der Konvention 


Hat der Bimdesminister des Auswärtigen vor sei- 
ner öffentlichen Zustimmung zu dem Vorschlag 
der UdSSR bei dem KSZE-Folgetreffen in Wien, 
eine KSZE-Konferenz über Menschenrechtsfra- 
gen in Moskau durchzuführen, verläßliche Ga- 
rantien der sowjetischen Regierung dafür erhal- 
ten, daß Menschenrechtsorganisationen und ihre 
Vertreter sowie Journalisten aus allen Teilneh- 
merstaaten währen der gesamten Dauer eines 
solchen Treffens ungehindert in die UdSSR ein- 
reisen, ohne Behinderung in Moskau arbeiten 
und ohne Überwachung und Bespitzelung in 
Moskau wohnen können und daß Bürger der 
UdSSR sich während der Dauer des Treffens 
ungehindert und ohne Gefahr einer späteren 
Strafverfolgung an Delegationen aller Teilneh- 
merstaaten wenden können? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 25. November 1986 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat zu dem sowjetischen Konfe- 
renzvorschlag in seiner Rede anläßlich der Eröffnung des 3. KSZE-Folge- 
treffens in Wien folgendes erklärt: „Wir sehen in dem sowjetischen 
Vorschlag, zu einer Konferenz über die Menschenrechte nach Moskau 
einzuladen, die Möghehkeit, unsere Forderungen nach Verwirklichung 
der Grundfreiheiten und Menschenrechte in der sowjetischen Hauptstadt 
selbst zu erheben. Wenn die Implementierung des schon Vereinbarten 
durch eine solche Konferenz nicht aufgeschoben wird, wenn diese Konfe- 
renz unter angemessenen Umständen stattfinden kann, und wenn es 


geübt. 

3. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


2 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6599 


gelingt, das Mandat dafür genügend konkret und in der Sache weiterfüh- 
rend zu formuheren, dann kann eine solche Konferenz im Interesse der 
Menschen nützlich sein. " 

„Angemessene Umstände" sind auch die von Ihnen beschriebenen 
Modalitäten, die bei den bisherigen KSZE-Treffen übliche Praxis waren. 
Die Ausführungen des Bundesministers sind nach Abstimmung mit den 
Außenministern des Bündnisses in Wien erfolgt. 


4. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Treffen nach den Erkenntnissen der Bimdesre- 
gierung Pressemeldimgen zu, wonach die Regie- 
nmg der Republik Burundi ihren Kampf gegen 
die christhche Religion im Land verschärft hat 
imd dabei Meßfeiem, Gebetsgottesdienste, reli- 
giöse Symbole, wie z. B. Kreuze, und bei Rund- 
fimksendungen sogar den Gebrauch des Begriffs 
„Gott" untersagt, kirchÜche Schulen schließt 
und enteignet imd Missionare ausweist, imd 
welche Maßnahmen erwägt die Bimdesregie- 
rung, für sich und im Rahmen der EPZ, um die- 
sen schweren Menschenrechtsverletzxmgen ent- 
gegenzuwirken? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 25. November 1986 

Es trifft zu, daß die burundische Regierung einschneidende Maßnahmen 
zur Regelung des religiösen Lebens in Burundi durchgeführt hat. 

Bereits im März 1984 wurde verfügt, daß Gottesdienste oder gottesdienst- 
ähnhche Handlungen allgemein nur an Sonntagen imd an Werktagen 
nach Sonnenuntergang abgehalten werden dürfen. Unter diese Regelung 
fallen auch die traditionellen wöchentiichen Gebetsgottesdienste der 
christlichen Basisgemeinschaften (sogenannte Hügelversamnüungen). 

Es besteht ein Verbot, Kreuze außer an Gebetsstätten zu errichten. Die 
Übertragung von Messen im Rundfunk wurde 1977 abgeschafft. Anga- 
ben, die bestätigen, daß der Begriff „Gott" in Rundfunksendungen unter- 
sagt ist, liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Auf Anordnung der Regierung sind in Burundi Ende September/ Anfang 
Oktober 1986 die Seminarschulen und die Büdungseinrichtungen für 
Alphabetisierung und Katechismusuntericht der Katholischen Kirche 
geschlossen bzw. dem Staat unterstellt worden. 

Nach der Einführung eines neuen Visums- und Aufenthaltsrechts 1983 
hat die burundische Einwanderungsbehörde in zunehmendem Maße 
ausländischen Missionaren und kirchlichen Entwicklungshelfern die 
Verlängerung ihrer Visa verweigert oder die Aufenthaltserlaubnis entzo- 
gen. Seitdem mußten über 200 ausländische Missionare und andere in 
der Entwicklungsarbeit tätige Ordensleute das Land verlassen. 

Die Maßnahmen der burundischen Regierung sind vor dem Hintergrund 
ihres seit Jahren gespannten Verhältnisses zur Katholischen Kirche zu 
sehen. Die burundische Regierung ist bestrebt, den traditionell starken 
Einfluß der Katholischen Kirche auf das politische Leben einzudämmen 
und einen laizistischen Staat durchzusetzen. Zwar bleibt das in der 
burundischen Verfassung garantierte Recht der Religionsfreiheit im 
Grundsatz gewährleistet, doch bedeuten die von der Regierung erlasse- 
nen Verbote an die Katholische Kirche, im Erziehungsektor tätig zu sein, 
an Werktagen Messen während der offiziellen Arbeitsstunden zu lesen 
oder sonstige reli0öse Veranstaltungen abzuhalten sowie die Aus- 
weisung ausländischer Ordensleute, schwere Eingriffe in das bisherige 
Leben und Wirken der Kirche in Bunmdi. 
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Im Dialog mit der bunmdischen Regienmg hat sich die Bimdesregienmg 
stets für einen Abbau der Spanmmgen zwischen Kirche und Staat 
eingesetzt. Dabei hat sie insbesondere daraxif hingewiesen, daß Maßnah- 
men wie die Verweigerung von Visa für ausländische Missioncire die 
erfolgreiche entwicklungspolitische Arbeit der Kirchen im Erziehungs- 
imd Gesvmdheitswesen zum Nachteü gerade der ärmeren Schichten der 
Bevölkerung behindern. 

Die Bimdesregienmg wird im Rahmen des politischen Dialogs mit der 
burundischen Regierung ihre Besorgnis über die ernste Lage der Kirche 
in Burundi erneut zum Ausdruck bringen. Sie wird sich weiterhin dafür 
einsetzen, daß der Katholischen Kirche die dem hohen Wert ihrer ent- 
wicklimgspolitischen Arbeit in Bunmdi entsprechenden Rahmenbedin- 
gimgen eingeräumt werden. 

Darüber hinaus wird die Bimdesregienmg das Thema innerhalb der EPZ 
aufgreifen und mit ihren europäischen Partnern erörtern. 


5. Abgeordneter 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesre0erung Meldungen des Süd- 
deutschen Rundfunks, die auf Informationen aus 
Schweden beruhen, bestätigen, wonach lettische 
Bürger zu einem Arbeitsdienst in Tschernobyl 
zwangsverpflichtet und über zehn Menschen 
wegen der Verweigerung dieses Dienstes er- 
schossen wurden? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 25. November 1986 

Dem Auswärtigen Amt liegen keine Erkenntnisse über den Wahrheitsge- 
halt der von Ihnen erwähnten Rundfunkmeldung vor. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Timm 

(SPD) 


Gibt es einen Fonds auf Bundesebene, aus des- 
sen Mitteln Zuschüsse für den Austausch von 
Schülerinnen und Schülern zwischen bundes- 
deutschen Gymnasien und vergleichbaren Schu- 
len in USA gewährt werden können? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 26. November 1986 

Es gibt einen Fonds auf Bundesebene, aus dem Mittel für den deutsch- 
amerikanischen Schüleraustausch gewährt werden können. Diese Mittel 
sind im Titel 68658-024 „Förderung der internationalen Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet des allgemeinen Schulwesens" des Bundeshaus- 
haltsplans vorgesehen. Das größte Schüleraustauschprogramm mit den 
USA, das „German American Partnership Program" (GAPP) wird in 
Zusammencirbeit der Bundesregierung mit der KMK („Pädago0scher 
Austauschdienst") durchgeführt. GAPP besteht seit 1973 und ist in den 
letzten Jahren ganz erhebhch ausgeweitet worden. 1986 umfaßte es 
420 Partnerschaften zwischen deutschen Gymnasien und amerikani- 
schen Schulen mit insgesamt 6 323 Teünehmem. Bedingung ist, daß in 
der amerikanischen Partnerschule Deutschunterricht erteüt wird. Der 
Austausch findet in Form wechselseitiger mehrwöchiger Gruppenbesu- 
che statt, eingeschlossen Famüienaufenthalt und Teünahme am Unter- 
richt der besuchten Schule. 

Andere solche Austauschprogramme sind z. B.: Council on Internatio- 
nal Educational Exchange (CIEE), Youth for Understanding (YFU) und 
American Füed Service (AFS). 
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7. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Timm 


(SPD) 


Wenn nein, sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, einen solchen Fonds zu schaffen 
angesichts der Tatsache, daß deutsche Schüler 
und Schülerinnen in den USA durch die dort 
vorhandenen finanziellen Mittel wesentlich gast- 
freundlicher auf genommen werden können, als 
dies mit den ausschließlich privaten Mitteln von 
Lehrern, Lehrerinnen imd Eltern an Gymnasien 
der Bundesrepublik Deutschland möglich ist? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 26. November 1986 

Antwort erübrigt sich, da Frage 6 bejaht wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Nobel nmg, eine soziale Sicherung gegen Arbeitslosig- 

(SPD) keit oder einen Anspruch auf Umschulimg für 

Polizeivollzugsbeamte des Bimdes zu schaffen, 
die als Beamte auf Widerruf oder Beamte auf 
Probe wegen Polizeidienstimfähigkeit entlassen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 26. November 1986 

Beamte auf Widerruf sind bei Dienstunfähigkeit aus dem Beamtenver- 
hältnis zu entlassen. Beamte auf Probe werden, falls die Dienstunfähig- 
keit dienstbedingt ist, in den Ruhestand versetzt; in den übrigen Fällen 
der Polizeidienstunfähigkeit können Beamte auf Probe in den Ruhestand 
versetzt, aus dem Beamtenverhältnis entlassen oder - falls die unten 
auf geführten Voraussetzungen vorliegen- in eine andere Laufbahn 
überführt werden. 

Ein Beamter auf Probe, der nicht in den Ruhestand versetzt, sondern 
wegen Polizeidienstunfähigkeit entlassen wurde, hat Anspruch auf ein 
Übergangsgeld. Ferner kann ihm ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 
Ruhegehalts bewilligt werden. 

Ein infolge eines Dienstunfalls polizeidienstunfähig gewordener und des- 
halb entlassener Beamter auf Widerruf erhält einen nach der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit bemessenen Unterhaltsbeitrag, der bei Arbeitslo- 
sigkeit auf den bei völliger Erwerbsunfähigkeit zustehenden Betrag 
erhöht werden kann. 

Daneben erhält er ein Übergangsgeld, sofern Dienstbezüge zustanden. 
Ansonsten besteht bei Bedürftigkeit Anspruch auf Arbeitslosenhüfe. 

Beamte des Bundesgrenzschutzes im Beamtenverhältnis auf Probe kön- 
nen nach § 8 Abs. 2 Bundespolizeibeamtengesetz in eine andere Lauf- 
bahn im Bereich des Bundes überführt werden, wenn sie die Laufbahnbe- 
fähigung für diese Laufbahn besitzen. Besitzen sie eine entsprechende 
Befähigung nicht, so können sie die Befähigung für diese Laufbahn durch 
Unterweisung erwerben. Seit 1982 haben 184 Beamte des mittleren und 
zwei Beamte des gehobenen Dienstes einen Antrag auf Übernahme in 
eine andere Laufbahn gestellt. Bei etwa zwei Drittel der Beamten ist die 
Unterweisung eingeleitet bzw. abgeschlossen. Die Beamten werden nach 
erfolgreicher Unterweisung in die Laufbahnen des gehobenen bzw. mitt- 
leren nichttechnischen Dienstes der allgemeinen und inneren Verwal- 
tung des Bundes übernommen. Etwa ein Drittel ist in den Ruhestand 
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versetzt bzw. aus dem Beamtenverhältnis entlassen worden. Die Über- 
nahme in andere Laufbahnen scheitert teilweise an der mangelnden 
Mobilität einzelner Beamter. Beamten des Bundesgrenzschutzes im 
Beamtenverhältnis auf Widerruf wird zumeist die Möglichkeit eröffnet, 
die Ausbildimg abzuschheßen und die Laufbahnprüfung abzulegen. 

Das Bundeskriminalamt, in dessen Bereich bisher keine derartigen Fälle 
aufgetreten sind, würde bemüht sein, Kriminalbeamte, die u. U. wegen 
Polizeidienstunfähigkeit aus dem Beamtenverhältnis entlassen werden 
müßten, als Angestellte weiter zu beschäftigen. 

Daneben können diesem Personenkreis Maßnahmen der beruflichen 
Rehabüitation nach dem Arbeitsförderungsgesetz durch die Arbeitsver- 
waltung (Erstattung der Sachaufwendungen, jedoch keine Kosten für den 
Lebensunterhalt) gewährt werden. 


9. Abgeordneter 

Dr. Nobel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß ein Dienstanfänger im Polizeivollzugsdienst 
des Bundes die an ihn gezahlten Anwärterson- 
derzuschläge ganz oder teilweise zurückzahlen 
muß, wenn er innerhalb von fünf Jahren nach 
Bestehen der Laufb ahnprüf img für den nüttleren 
Polizeivollzugsdienst als Beamter im Dienste des 
Bundes ausscheidet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Walfenschmidt 
vom 26. November 1986 

Anwärter des mittleren Polizeivollzugsdienstes beim Bundesgrenzschutz, 
die mindestens eine Realschule erfolgreich besucht oder einen entspre- 
chenden Bildimgsstand nachgewiesen haben, können nach der Anwär- 
tersonderzuschlags-Verordnimg seit dem 1. November 1983 einen 
Anwärtersonderzuschlag in Höhe von 35 v. H. des vor Vollendung des 
26. Lebensjahres zustehenden Anwärtergrundbetrages erhalten. 

Anwärtersonderzuschläge werden grundsätzlich nur gewährt, wenn sich 
der Anwärter verpflichtet, nach Bestehen der Laufbahnprüfung minde- 
stens fünf Jahre als Beamter im Dienst seines Dienstherm zu bleiben. 
Kommt der Anwärter der übernommenen Verpflichtung aus einem von 
ihm zu vertretenden Grunde nicht nach, hat er für jedes bei seinem 
Dienstherm nicht abgeleistete Dienstjahr nach Bestehen der Laufbahn- 
prüfung ein Fünftel der insgesamt erhaltenen Anwärtersonderzuschläge 
zurückzuzahlen (§ 3 Abs. 1 a. a. O.). Von einer Rückfordemng kann 
abgesehen werden, wenn der Beamte nach Bestehen der Laufbahnprü- 
fung in ein Beamtenverhältnis zu einem anderen Dienstherm tritt und 
dort die entsprechende Zeit verbleibt (§ 3 Abs. 2 a. a. O.). Gegebenenfalls 
besteht außerdem die Möglichkeit, im Rahmen einer Billigkeitsentschei- 
dung nach § 12 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes von einer 
Rückforderung ganz oder teilweise abzusehen. 

Mit der fünfjährigen Bleibeverpflichtimg mit Rückzahlungsklausel soll 
vor allem erreicht werden, daß den zusätzlichen finanziellen Leistungen 
des Dienstherm auch eine entsprechende Dienstleistimg der begünstig- 
ten Anwärter gegenübersteht (Amtliche Begründung zur Anwärterson- 
derzuschlags- Verordnung). Gleichzeitig soll eine Besserstellung der son- 
derzuschlagsberechtigten Anwärter gegenüber vergleichbaren anderen 
Anwärtern verhindert werden. 
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10. Abgeordneter Was veranlaßt die Bundesregierung, die soge- 

Baum nannten Bootsflüchtlinge aus Vietnam nicht 

(FDP) mehr als Kontingentflüchtlinge anzuerkennen, 

sondern sie auf das Asylverfahren zu verweisen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 27. November 1986 

Eine gemeinsame Aufnahmeaktion im Sinne des Gesetzes über Maßnah- 
men für im Rahme’^ humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flücht- 
linge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) ist hinsichtlich der von der Cap 
Anamur II aus dem Südchinesischen Meer geretteten vietnamesischen 
Flüchtlingen zwischen den Bundesländern nicht zustande gekommen. 

Die Flüchtlinge sind deshalb nach den gleichen Grundsätzen zu behan- 
deln wie aUe asylsuchenden Ausländer. Hierzu gehört eine umfängliche 
Sachverhaltsermittlung im jeweiligen Einzelfall. 


11. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung darüber bewußt, 

Baum daß die mit dem Asylverfahren verbundenen 

(FDP) Einschränkungen nicht nur schwere psychologi- 

sche Auswirkungen vor allem auf die Kinder hat, 
sondern auch die Familienzusammenführung 
mit den noch in Vietnam befindlichen Eltern auf 
Jahre hin verzögert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 27. November 1986 

Die Situation ist der Bundesregierung bekannt, deshalb ist das Bundes- 
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge angewiesen worden, 
in einer Sonderaktion beschleunigt über die Asylanträge dieses Perso- 
nenkreises zu entscheiden. 

Bis auf wenige EinzelfäUe wird deshalb bis Ende November 1986 eine 
Entscheidung über die Asylanträge getroffen worden sein. 

Die Entscheidung über eine Familienzusammenführung richtet sich nach 
den ausländerrechtlichen Bestimmungen; sie fäUt in die Zuständigkeit 
der Länder. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

Trifft es zu, daß nach dem Ergebnis der neuesten 
Steuerschätzung die Lohnsteuer-Einnahmen 
1987 um 9,2 v. H. und die Einnahmen aus Lohn- 
und Einkommensteuer zusammen um 7,8 v. H. 
steigen, während aUe anderen Steuereinnahmen 
zusammen lediglich um 3,3 v. H. ansteigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. November 1986 

Die von Ihnen angeführten Zahlenangaben sind Ergebnisse der jüngsten 
Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzimgen". 

13. Abgeordneter Wie entwickelt sich nach dem Ergebnis der letz- 

Löffler ten Steuerschätzung der Anteil der Lohnsteuer 

(SPD) und der Lohn- und Einkommensteuer an den 

gesamten Steuereinnahmen in den Jahren 1986 
bis 1989? 


12. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. November 1986 

Nach den Ergebnissen der jüngsten Sitzung des Arbeitskreises „Steuer- 
schätzungen" wird der Anteü der Lohnsteuer an den Steuereinnahmen 
insgesamt auf 33,5 v. H. im Jahre 1986 und 34,8 v. H. im Jahre 1987, der 
Anteü von Lohnsteuer und veranlagter Einkommensteuer an den Steuer- 
einnahmen insgesamt auf 40 v. H. im Jahre 1986 imd 41,1 v. H. im Jahre 
1987 geschätzt. Entsprechende Ergebnisse für die Jahre nach 1987 wer- 
den erst nach der nächsten Steuerschätzimg im Mai 1987 vorliegen. Die 
Entwicklung bei der Lohn- imd Einkommensteuer imterstreicht die Not- 
wendigkeit für die von der Bundesregierung geplante weiterführende 
Steuerreform. 


14. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
von Spies 

(CDU/CSU) 


Hält die Bimdesregienmg es weiterhin für ver- 
tretbar, das Steuerprivüeg für den Staatswald im 
Bereich der Vermögen- und Ertragssteuem auf- 
rechtzuerhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 22. November 1986 

Juristische Personen des öffentiichen Rechts imterliegen der unbe- 
schränkten Körperschaftsteuerpflicht, soweit sie einen Betrieb gewerbli- 
cher Art imterhalten (§ 1 Abs. 1 Nr. 6 Körperschaftsteuergesetz). Wenn es 
sich dabei um Gewerbebetriebe im Sinne des Gewerbesteuergesetzes 
handelt, sind sie auch unbeschränkt vermögensteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2 g Vermögensteuergesetz). Die Besteuerung dieser Betriebe war 
bereits im Körperschaftsteuergesetz 1925 vorgesehen und wurde einge- 
führt, um Wettbewerbsvorteüe der öffentiichen Hand gegenüber privat- 
wirtschaftlichen Betrieben zu vermeiden und einen Zwang zu sparsamer 
Wirtschaftsführung auszuüben. 

Forstbetriebe der öffentiichen Hand wurden von vornherein nicht der 
imbeschränkten Steuerpflicht unterworfen. Sie sind dem Gemeinwohl in 
besonderer Weise verpflichtet und imterliegen besonderen gesetzlichen 
Beschränkungen. So haben sie in stärkerem Umfang der Schutz- und 
Erholungsfunktion des Waldes Rechnung zu tragen. In mißlichen Lagen 
dient die von den Landesforstverwaltungen betriebene Holzmarktpohtik 
der Unterstützung und Entlastung der Privatbetriebe. Die besonderen 
Verpflichtungen der Forstbetriebe der öffentiichen Hand führen zu höhe- 
rem finanziellen Aufwand und können Privatbetrieben nicht oder nur 
gegen Entschädigung auferlegt werden. Wettbewerbsverzerrungen zum 
Nachteü privater Forstbetriebe werden deshalb grundsätzlich vermieden. 

Die Bundesregierung hält es unter dieser Voraussetzung weiterhin für 
vertretbar, daß juristische Personen des öffentiichen Rechts mit ihren 
Forstbetrieben nicht der unbeschränkten Körperschaftsteuer- und Ver- 
mögensteuerpflicht unterliegen. 


15. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
von Spies 

(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
angesichts der Buchführungspflicht auch für 
kleine land- und forätwirtschaftiiche Betriebe 
auch staatliche Forstbetriebe in Trennung ihrer 
hoheitiichen und wirtschaftiichen Tätigkeit für 
den letzteren Bereich eine klare kaufmännische 
Buchführung vorlegen sollten und daß eine Auf- 
hebung des Steuerprivüegs jedenfalls dies auto- 
matisch veranlassen würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Häfele 
vom 22. November 1986 

Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe kann sich eine steuerrechtli- 
che Buchfühmngspflicht aus § 141 Abgabenordnung (AO) ergeben. Die 
Buchführungspflicht nach dieser Vorschrift setzt einmal voraus, daß nicht 
bereits eine Buchführungspflicht nach außersteuerlichen Vorschriften 
(z. B. nach handelsrechtlichen Vorschriften) besteht, die gemäß § 140 AO 
auch für die Besteuerung zu erfüllen ist. Eine Buchführungspflicht nach 
§ 141 AO kann zudem nur begründet werden, wenn eine der in § 141 
Abs. 1 AO auf geführten Grenzen überschritten wurde. Für land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe sind dies: Umsatzgrenze 500000 DM, Wirt- 
schaftswertgrenze 40000 DM, Gewinngrenze 36000 DM. 

Die Buchfühmngspflicht nach § 141 AO bedeutet die Verpflichtung, 
Bücher zu führen und auf Gmnd jährlicher Bestemdsauf nahmen 
Abschlüsse (Büanzen) zu machen. Diese Buchfühmng soll insbesondere 
als Gnmdlage für die ertragsteuerliche Gewinnermittlung durch Be- 
triebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 Einkommensteuergesetz) dienen. 

Werden, wie zu Frage 14 ausgeführt, Forstbetriebe der öffentlichen Hand 
nicht der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht unterworfen, kann 
für sie auch keine Buchfühmngspflicht nach § 141 AO in Betracht kom- 
men, weil eine Gewinnermittlung für ertragsteuerliche Zwecke entfällt. 


16. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung für die einzelnen 
Jahre auf Gmnd offizieller Statistiken darlegen, 
wie sie zu den von dem Parlamentarischen 
Staatssekretär Dr. Voss in seiner Antwort vom 
27. Oktober 1986 auf meine entsprechende An- 
frage vom 16. Oktober 1986 genannten Preisstei- 
gemngen bei der Berechnung des realen Gegen- 
werts der Kindergeldleistungen kommt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 24. November 1986 

Im Statistischen Jahrbuch 1986 für die Bundesrepublik Deutschland ist in 
der Übersicht Nr. 22.14 (Seite 510) der Preisindex für die Lebenshaltung 
in langjähriger Übersicht wie folgt dargestellt: 


Durchschnitt 

Index 

1974 

77,9 

1975 

82,6 

1976 

86,3 

1977 

89,3 

1978 

91,6 

1979 

95,0 

1980 

100,0 

1981 

106,3 

1982 

112,0 

1983 

115,6 

1984 

118,4 

1985 

120,9 


Ihre Anfragen vom 25. September und vom 16. Oktober 1986 zur Ent- 
wicklung des Kindergeldes bezogen sich auf den Zeitraum Anfang 1975 
bis Ende 1982, d. h. auf insgesamt acht Jahre. In meinen Antworten habe 
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ich bei der Berechnung der entsprechenden Preissteigerungsrate eben- 
falls den Zeitraum von acht Jahren zugnmde gelegt. Da die oben 
genannte Veröffentlichimg des Statistischen Bimdesamtes sich auf den 
jeweiligen Jahresdurchschnitt bezieht, waren die Werte der Jahre 1974 
imd 1982 gegenüberzustellen. Dabei ergibt sich eine Geldentwertung 
von 43,7 V. H. 


17. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bimdesrechnimgshofes, daß durch die imzurei- 
chende Erfassung des Nutzungswertes beson- 
ders aufwendiger imd teurer Villen, die steuer- 
lich als Zweifamilienhäuser behandelt werden, 
Steuerausfälle in erheblicher Höhe entstehen? 


18. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung entsprechend des 
Bundesrechnungshofes alsbald Weisimgen für 
das Verfahren zur Nutzungswertbesteuerung 
solcher Häuser an die Finanzverwaltungen ge- 
ben, um künftig die kritisieiten Steuerausfälle zu 
vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Die vom Bundesrechnungshof beanstandete Ermittlung der Nutzungs- 
werte von besonders aufwendig errichteten selbstgenutzten Zweifami- 
lienhäusern ist auf Grund von Einzelfällen festgestellt worden. In welcher 
Höhe hierdurch insgesamt Steuermindereinnahmen eingetreten sein 
könnten, läßt sich von hier aus nicht feststellen. 

Der Bundesnünister der Finanzen hat nach Abstimmung mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder mit Schreiben vom 2. Oktober 1986 (Bundes- 
steuerblatt Teü I S. 486) Grundsätze über die zutreffende Ermittlung des 
Nutzungswerts selbstgenutzter Wohnungen in aufwendigen Zweifami- 
lienhäusern festgelegt. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister der Finanzen in der Vergangen- 
heit mehrfach diese Frage mit den obersten Landesfinanzbehörden erör- 
tert und auf eine bundeseinheitliche Behandlung hingewirkt. 


Plant die Bundesregienmg im Zuge der von ihr 
für die nächste Legislaturperiode angekündigten 
Steuerreform, die Arbeitnehmern im Zusammen- 
hang mit Weihnachten geleisteten Sonderzah- 
lungen („Weihnachtsgeld“) vöUig von der Lohn- 
und Einkommensteuer freizustellen (vgl. „Büd 
am Sonntag" vom 16. November 1986), oder 
entspricht es vielmehr ihren Absichten, im Zuge 
des von ihr angekündigten Subventionsabbaus 
den heutigen Weihnachtsfreibetrag von 600 DM 
zu streichen bzw. abzubauen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Es gibt keine Pläne der Bundesregierung, das „Weihnachtsgeld" vom 
Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit auszunehmen. 
Die Bundesregierung hat ihre Zielvorstellungen für die geplante Steuer- 
reform im Jahreswirtschaftsbericht 1986 und in der Antwort auf die Große 
Anfrage der Fraktion der SPD (Drucksache 10/5653) umfassend darge- 
legt. 


19. Abgeordneter 

Huonker 

(SPD) 
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Ziel der Bundesregierung ist eine Senkung der Steuerlast für alle Berufs- 
tätigen, insbesondere auch für Arbeitnehmer und ihre Familien. Ent- 
scheidungen über den Abbau oder das Beibehalten von Steuervergünsti- 
gungen und steuerhchen Sonderregelungen können nur nach sorgfälti- 
ger Prüfung im Gesamtzusammenhang getroffen werden. 


20. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten und 

Huonker bejahendenfalls welche, das „Weihnachtsgeld so 

(SPD) in den Tarif" einzuarbeiten, daß „es im Novem- 

ber ohne Abzug auf dem Lohn- und Gehaltsstrei- 
fen steht" (vgl. „Büd am Sonntag" vom 16. No- 
vember 1986), imd zwar ohne Rücksicht darauf, 
wie hoch das „Weihnachtsgeld" ist und ob es auf 
Grund eines Tarifvertrags geleistet wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häiele 
vom 27. November 1986 

Die Bimdesregierung sieht keine Möglichkeit, das „Weihnachtsgeld" in 
den Einkommensteuertarif und in die Lohnsteuertabellen einzubeziehen. 

21. Abgeordneter Welche Steuerausfälle hätte die völlige Freistel- 

Huonker lung aller im Zusammenhang mit Weihnachten 

(SPD) gewährten Sonderzahlungen von der Lohn- und 

Einkommensteuer einerseits, welche Steuermin- 
dereinnahmen hätte die Streichung des heutigen 
Weihnachtsfreibetrags andererseits zur Folge? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Die Steuerbefreiung des gesamten „Weihnachtsgeldes" würde nach gro- 
ber Schätzung zu Steuerausfällen in einer Größenordnung von weit über 
10 Milharden DM führen. Dabei sind che Steuermindereinnahmen durch 
che Gewährung des Weihnachtsfreibetrages nach § 19 Abs. 3 Einkom- 
mensteuergesetz gegengerechnet. 

Eine Streichung des Weihnachtsfreibetrages von 600 DM würde zu Steu- 
ermehreinnahmen von rund 4 Miiharden DM führen. 


22. Abgeordneter Hält che Bundesregierung es für verfassungs- 

Huonker rechthch zulässig, im Zusammenhang mit Weih- 

(SPD) nachten geleistete Sonderzahlungen ohne Rück- 

sicht auf deren Höhe und deren tarifvertragh- 
chen Absicherung völhg von der Lohn- und Ein- 
kommensteuer freizusteUen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Da eine Steuerfreiheit von im Zusammenhang mit Weihnachten geleiste- 
ten Sonderzahlungen ohne Rücksicht auf deren Höhe nicht geplant ist, 
steht sich diese Frage für che Bundesregierung nicht. Richtig ist, daß bei 
solchen Überlegungen der aus dem Gleichheitssatz abzuleitende Grund- 
satz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu beachten wäre. 


23. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wie und wann gedenkt che Bundesregierung, 
che steuerhchen Benachteüigungen der gemein- 
nützigen Sportvereine zu beheben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 25. November 1986 

Gemeinnützige Sportvereine genießen wie alle anderen gemeinnützigen 
Organisationen bei allen Steuerarten Vorteüe, wie sie sonst natürlichen 
oder juristischen Personen nicht zustehen. Ich vermag nicht zu sehen, an 
welche Benachteüigung Sie bei Ihrer Frage gedacht haben. 


24. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Teüt die Bundesregierung die Rechtsauf fassimg, 
wonach es sich bei Spenden grüner Bundes- und 
Landtagsabgeordneter an den „Öko-Fonds" der 
Bundespartei DIE GRÜNEN dann nicht um 
steuerabzugsfähige Spenden handelt, wenn aus 
diesen Spendengeldem des grünen „Öko- 
Fonds" zinslose Kredite an alternative, privat- 
wirtschaftliche, jedoch nicht gemeinnützige Be- 
triebe oder Unternehmen vergeben werden? 


25. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 25. November 1986 

Nach § 10 b des Einkommensteuergesetzes sind Ausgaben zur Förderung 
staatspohtischer Zwecke bis zu einer bestimmten Höhe als Sonderausga- 
ben abzugsfähig. Ausgaben zur Förderung staatspohtischer Zwecke sind 
Mitghedsbeiträge und Spenden an poÜtische Parteien im Sinne des § 2 
des Parteiengesetzes. Das Gesetz macht die Abzugsfähigkeit der Beiträge 
und Spenden nicht von einer bestimmten Verwendung der Mittel ab- 
hängig. 


Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Bun- 
desregierung bzw. der Bundesminister der Fi- 
nanzen aus dieser Rechtsauffassung in seinen 
Anweisungen an die Finanzämter gegenüber 
Abgeordneten, welche in vergangenen oder zu- 
künftigen Einkommensteuererklärungen Spen- 
den an diesen „Öko-Fonds" steuemündernd gel- 
tend gemacht haben bzw. dies noch tun werden, 
dessen Gelder über diesen „Öko-Fonds" als 
zinslose Kredite an alternative, privatwirtschaft- 
hch aber nicht gemeinnützige Betriebe oder Un- 
ternehmen verwendet werden oder wurden? 


26. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Mengen an Importkohle sind in den 
letzten zehn Jahren in Kraft- oder Heizwerken 
der Saarbergwerke AG oder deren Tochterge- 
sellschaften verfeuert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

In den letzten zehn Jahren sind in Kraftwerken des Saarberg-Konzerns 
insgesamt 19 230 Tonnen Importkohle verfeuert worden. Das sind 
0,048 V. H. des gesamten Einsatzes. 


27. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Herkunftsländern ist die Import- 
kohle in den letzten zehn Jahren in Kraft- oder 
Heizwerken der Saarbergwerke AG oder deren 
Tochtergesellschaften verfeuert worden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Die in den Jahren 1980 (6 134 Tonnen) und 1981 (11 071 Tonnen) bezoge- 
nen Mengen betreffen Kohlengrus aus der DDR als Kompensationsge- 
schäft. Die im Jahr 1982 bezogene Menge von 2 025 Tonnen wurde von 
einem Kohlebergbauuntemehmen in den USA gekauft, an dem Saarberg 
beteüigt ist. Die Menge wurde zu Versuchszwecken eingesetzt. 


28. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


In welchen Kraft- oder Heizwerken der Saar- 
bergwerke AG oder deren Tochtergesellschaften 
ist Importkohle in den letzten zehn Jahren ver- 
feuert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 


Die Kohle aus der DDR wurde im Kraftwerk Barbara I, die USA-Kohle im 
Kraftwerk Weiher II verfeuert. 


29. Abgeordneter 

Gattermann 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die steuerliche Behandlxmg von „nichtabschrei- 
bimgsfähigen Leergutinvestitionen" bei Geträn- 
keverlegem, die sich daraus ergibt, daß der 
Kaufpreis für das Leergut bei Eigentum des Ge- 
tränkeherstellers als Pfand zu entrichten ist (im 
Falle der Unmöglichkeit der Rückgabe ist die 
Differenz zum Wiederbeschaffungswert nachzu- 
zahlen), umweltpohtisch in der Konkurrenz zur 
Einwegflasche schädlich ist, weü erhebhches 
Eigenkapital und erhebliche Liquidität dauerhaft 
gebunden sind, ohne daß das „gekaufte Leer- 
gut" steuerhch relevant verdient werden 
könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 


Die Behandlung des Leerguts bei der Einkommenbesteuerung des 
Getränkeverlegers richtet sich nach dessen Vereinbarungen mit dem 
Getränkehersteller. Nach der höchstrichterhchen Finanzrechtsprechung 
ist die Überlassimg von Leergut als Nutzimgsüberlassung imd nicht als 
Kauf des Leerguts zu beurteüen. Die Absetzungen für Abnutzung sind 
deshalb von dem Getränkehersteller als Eigentümer des Leerguts vorzu- 
nehmen. Das erscheint - wirtschaftlich gesehen - auch gerechtfertigt, da 
der endgültige Aufwand für das Leergut bei dem Getränkehersteller 
entsteht, während der Getränkeverleger nach Rückgabe des Leerguts 
sein Pfand zurückerhält, ts ist schon von der Größenordnung der Beträge 
her nicht zu erwarten, daß die dargestellten steuerhchen Folgen für den 
Getränke Verleger Einfluß auf die Entscheidung für oder gegen die Ein- 
wegflasche hätten. Im übrigen prüft die Bundesregierung derzeit im Zuge 
der Umsetzung des § 14 Abfallgesetz, wie Mehrwegsysteme gestützt 
werden können. 

30. Abgeordneter 

Gattermann 

(FDP) 


Sieht die Bundesregierung eine MÖghchkeit dar- 
in, die umweltpohtisch schädhchen, sich aus der 
Vertragsrechts- imd Steuersystematik ergeben- 
den Besteuerungsnachteüe dadurch zu müdem, 
daß im Hinbhck auf die Nachzahlungsverpflich- 
tungen bei der Unmögüchkeit der Rückgabe 
(Schwund, Bmch etc.) in gewissem Umfang 
Rückstellungen zugelassen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Wird zwischen dem Getränkeverleger und dein Getränkehersteller ver^ 
einbart, daß der Verleger dem Hersteller in Verlust geratenes Leergut 
zum Tagespreis vergüten muß, so ist dies auch bei der Einkommensbe- 
steuenmg zu berücksichtigen. Der Getränkeverleger hat die zum Tages- 
preis bewertete Rückgabeverpflichtimg zu passivieren. Sie ist um den 
Wert des in Verlust geratenen Leerguts höher als der bei ihm aktivierte 
Anspruch auf Stornierung des ihm berechneten Schuldbetrages für das in 
seinem Lager befindliche Leergut. Einer besonderen Rückstellung für 
den Unterschied zwischen Ursprungswert imd Wiederbeschaffimgswert 
des in Verlust geratenen Leerguts bedarf es deshalb nicht. 


31. Abgeordneter 

Dr. Lammert 


(CDU/CSU) 


Hält die Bimdesregienmg eine Änderung der 
umsatzsteuerlichen Handhabung beim Verkauf 
gebrauchter Kraftfahrzeuge über den gewerbli- 
chen Fachhandel im Sinne des Vorschlags der 
EG-Kommission in der 7. Mehrwertsteuer-Richt- 
linie (Drucksache 8/84) von 1978 (Differenzbe- 
steuenmg) für notwendig, um damit auch der 
vom Zentralverband des Kraftfahrzeughandels 
zunehmend geltend gemachten Wettbewerbs- 
verzemmg auf dem Kraftfahrzeugmarkt „im 
Sinne einer systemgerechten Besteuerung für 
Gebrauchtwagen" entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. November 1986 

Der 8. Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung einstimmig dazu 
auf gefordert, für die im Vorschlag für eine 7. Richtlinie zur Harmonisie- 
rung der Umsatzsteuern enthaltene Gebrauchtwagenregelung einzutre- 
ten, hierbei allerdings darauf zu achten, daß die Steuerausfälle und die 
Verwaltimgserschwernisse sich in Grenzen halten. Die Bundesregierung 
hat sich auf der Grundlage dieser Entschließung stets für eine schnelle 
Entscheidimg über den Richtlinienvorschlag eingesetzt. Trotz aller 
Bemühungen der deutschen Delegation im Rat der EG konnte der Richt- 
linienvorschlag bisher noch nicht verabschiedet werden. Die Bundesre- 
gieiung wird weiterhin alles tun, um zumindest eine Teüeinigung auf 
dem Gebiet der Gebrauchtwagen zu erreichen. 

Die Entscheidung über eine umsatzsteuerliche Sonderregelung für den 
Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge muß auf EG- Ebene getroffen wer- 
den. Vor einer solchen Entscheidung sieht sich die Bimdesregierung auf 
Grund der Regelung in Artikel 32 der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisie- 
rung der Umsatzsteuern vom 17. Mai 1977 daran gehindert, den gesetz- 
gebenden Körperschaften die Einführung einer nationalen Regelung 
vorzuschlagen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


32. Abgeordneter 
Gersteln 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung unter ener- 
giepolitischen Aspekten die Information, daß be- 
stimmte Städte Umstellungskostenzuschüsse 
von Heizöl auf Erdgas gewähren, und wer finan- 
ziert diese Umstellungskostenzuschüsse? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 24. November 1986 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Kommunen Umstellungsko- 
stenzuschüsse von Heizöl auf Erdgas gewähren. Allerdings hat sie Kennt- 
nis davon, daß einzelne Gasuntemehmen, insbesondere auf kommunaler 
Ebene, bei ihrer Absatzfördenmg die Anschlußkostenbeiträge für die 
Gasversorgung im Rahmen befristeter Sonderaktionen verbilhgen. Die 
Unternehmen finanzieren diese Zuschüsse aus eigenen Mitteln. 

Soweit diese Aktionen nicht gegen die geltenden Wettbewerbsregeln 
verstoßen, können aus der Sicht der Bundesregierung dagegen keine 
Einwände erhoben werden. Die jeweihgen Landeskartellbehörden sind 
gehalten, hierbei ihre wettbewerbsrechtiiche Aufsicht auszüben. 


33. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Konsequenzen zieht die Bimdesregie- 
nmg aus den Vorschlägen der Eichsfelder Ener- 
gie- und Wasserversorgxmgsgesellschaft in Du- 
derstadt und aus den Modellversuchen in Saar- 
brücken, die darauf hinzielen, das 80 Jahre alte 
Berechnimgssystem der Elektrizitätswirtschaft 
so zu verändern, daß dem Verbraucher ein 
kostengünstigeres und wirtschafthcheres Strom- 
verbrauchssystem eröffnet und damit gleichzei- 
tig die Stromnachfrage bei der Elektrizitätswirt- 
schaft entzerrt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 28. November 1986 


Nach Auffassimg der Bundesregierung müssen sich die Stromtarife an 
den verursachten Kosten orientieren. Kostenorientierte Strompreise sind 
am ehesten gewährleistet, wenn die Tarife feste verbrauchsabhängige 
Preisbestandteüe enthalten. Auf diese Weise werden alle Verbraucher an 
den hohen Kosten der Vorhaltung von elektrischer Leistung in angemes- 
senem Umfang beteiligt. Auch der Rat der EG empfiehlt daher eine 
zweigliedrige Tarif Struktur. 

Im Rahmen der Bemühungen um rationelle und sparsame Energiever- 
wendung untersucht die Bundesregienmg zusammen mit den Bundes- 
ländern erneut, ob imd in welcher Weise die Tarif Struktur noch verbessert 
werden kann. Die sich aus der Zweigliedrigkeit ergebende Degression 
des Durchschnittspreises steht den Bemühimgen um eine sparsame 
Stromverwendung nach Auffassung der Bimdesregierung jedenfalls 
dann nicht entgegen, wenn - wie in der Bimdesrepubhk Deutschland - 
der verbrauchsabhängige Bestandteü ca. 70 v. H. des Durchschnittsprei- 
ses ausmacht imd deshalb bereits einen hohen Anreiz für eine sparsame 
Stromverwendimg büdet. 

Gleichwohl werden in diesem Zusammenhang alle derzeit diskutierten 
Tarifmodelle geprüft. Dies güt auch für die Vorstellungen der Stadtwerke 
Saarbrücken imd der Eichsfelder Energie- und Wasserversorgungsgesell- 
schaft in Duderstadt. Bei den Modellversuchen in Saarbrücken hegen 
jedoch noch keine repräsentativen Ergebnisse vor. 

Die Bundesregienmg wird nach Abschluß ihrer Untersuchungen über 
notwendige Initiativen entscheiden. Bereits die geltende Bimdestariford- 
nung Elektrizität (BTO Elt) steht aber Bemühimgen der Elektrizitätsver- 
sorgungsuntemehmen (EVU), kostengünstigen und wirtschafthchen 
Stromverbrauch zu fördern, nicht entgegen. 

Nach der BTO Elt müssen die EVU den sogenannten Schwachlasttarif 
anbieten, der für den Stromverbrauch in den Zeiten schwacher Lastinan- 
spruchnahme, insbesondere in der Nachtzeit, günstigere Bedingungen 
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vorsieht. Ferner können die EVU zusätzliche Wahltarife schaffen, die eine 
freiwillige Begrenzung der Inanspruchnahme von elektrischer Leistung 
zu Spitzenzeiten preislich besonders honoriert. Darüber hinaus kann der 
Abschluß von Sonderverträgen angeboten werden, deren Bedingungen 
Anreize für eine Verlagerung des Stromverbrauchs von Lastspitzen in 
Lasttäler enthalten. Hiervon wird insbesondere bei der Nachtstromspei- 
cherheizung und in Verträgen mit industriellen Sonderabnehmem 
Gebrauch gemacht. 

Im übrigen hat eine im Auftrag der Bundesregierung von der Elektrizi- 
tätswirtschaft erarbeitete Studie gezeigt, daß sich Stromverbrauch und 
Leistimgsbedarf der Haushalte bereits jetzt zeitlich so verteilen, daß in 
der Durchmischung mit anderen Abnehmern eine weitgehende Ver- 
gleichmäßigung des Lastverlaufs der öffentlichen Versorgung vorliegt. 
Das Potential, das für eine Lastverlagerung in Betracht kommt, ist nach 
dieser Untersuchung so gering, daß tarifliche Anreize zur Lastverlage- 
nmg eher ziu: Entstehung neuer Lastspitzen als zu einer Verminderung 
der insgesamt in Anspruch genommenen Kraftwerksleistung führen 
würden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


34. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wieviel Getreide wird diurch den Import von 
925 000 Tonnen Maiüok und 600 000 Tonnen 
Süßkartoffeln vom Markt verdrängt, und wie 
hoch sind die Kosten für den Export dieser 
Menge Getreide auf dem Weltmarkt? 


35. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, 
die die Kommission der Eiuropäischen Gemein- 
schaft möglicherweise bewogen haben, solche 
Geschäfte zu machen, die den europäischen 
Steuerzahlern Hunderte von Millionen DM 
kosten werden und die Europäische Gemein- 
schaft bei den in ihrer Existenz getroffenen Bau- 
ern und bei den Steuerzahlern in schlimmer Wei- 
se diskriminiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 24. November 1986 

Es bestehen keine Vereinbanmgen der Gemeinschaft mit Drittländern 
über eine zusätzliche Einfuhr von 925 000 Tonnen Maniok und 
600 000 Tonnen Süßkartoffeln. 

Das 1982 abgeschlossene Kooperationsabkommen mit Thailand sieht für 
1985 und 1986 die Lieferung von jährlich rund 4,725 Millionen Tonnen 
Maiüok (Tapioka) in die Gemeinschaft der Zehn unter Erhebimg einer 
Einfuhrabschöpfung von höchstens 6 v. H. des Wertes vor. Für die EG- 12 
hat die Gemeinschaft Thaüand die Lieferung von jährlich rund 5,25 Mü- 
lionen Tonnen für die am 1. Januar 1987 beginnenden vier Jahre zu den 
genannten Bedingungen zugestanden. Das bedeutet eine Erhöhung der 
Jahresmenge um 525 000 Tonnen. 

Der Volksrepublik China wurde für Maniok 1986 ein Kontingent von 
300 000 Tonnen eingeräumt, 1983 imd 1984 betrug es 370 000 Tonnen. 
Das Kontingent für 1987 ist noch nicht ausgehandelt. 
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Für die Einfuhr von Süßkartoffeln hat die Gemeinschaft die Erteüung von 
Einfuhrlizenzen im Rahmen einer Schutzmaßnahme am 18. April 1986 
ausgesetzt. Die Schutzmaßnahme kann aus rechtlichen Gründen nicht 
unbefristet fortbestehen. Die Kommission beabsichtigt, mit der Volksre- 
publik China über begrenzte Lieferkontingente für 1987 zu verhandeln. 
Ein Vorschlag - auch über Mengen - liegt noch nicht vor. 

Wenn man eine Tonne Weichweizen oder Gerste mit einer Tonne Maniok 
gleichsetzt, beträgt die Ausfuhrerstattrmg (z. Z. rund 300 DM/Tonne) für 
525 000 Tonnen rund 175 500 000 DM, Davon wären rund 10 000 000 DM 
Einfuhr abschöpf vmg abzusetzen, die die Gemeinschaft für 525 000 Ton- 
nen Tapioka erhebt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


36. Abgeordneter 
Curdt 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Sozialleistungen im Sozialbudget zwar von 
524 Milliarden DM im Jahr 1982 auf 603 Mil- 
liarden DM im Jahr 1986 steigen, daß die So- 
zialleistungen im Verhältnis zum Bruttosozial- 
produkt dabei aber von 32,8 v. H. auf 31,0 v. H. 
zurückgehen? 


37. Abgeordneter 
Curdt 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Sozialleistxmgen um 36 Mü- 
liarden DM 1986 höher wären, wenn man rech- 
nerisch für 1986 die Sozialleistungsquote des 
Jahres 1982 zugrunde legen würde? 


38. Abgeordneter 
Curdt 
(SPD) 


Wenn 1986 die privaten Haushalte über 25 Mü- 
liarden DM im Jahr mehr zur Finanzierung der 
Sozialleistungen aufbringen mußten als 1982 
und ihr eigener Finanzierungsanteü von 

27.7 V. H. (1982) an den gesamten Sozialleistun- 
gen auf 28,1 V. H. (1986) steigt, wie kommt es, 
daß der Finanzierungsanteü des Bundes von 

22.7 V. H. auf 20,7 v. H. abgesenkt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. November 1986 

Die Zahlen hat die Bundesrecfierung bereits im Juli dieses Jahres im 
Sozialbericht 1986 (Drucksache 10/5810) dem Deutschen Bimdestag vor- 
gelegt, wobei es sich bei den Ausgaben für das Jahr 1986 um Schätzun- 
gen handelt. 

Die „Sozialleistungsquote" ist das rechnerische Ergebnis zweier Größen: 
Der Summe der Sozialleistungen und des Bruttosozialproduktes. Sie 
steigt, wenn der erste Wert schneller als der zweite wächst; sie sinkt, 
wenn es das Sozialprodukt ist, das rascher zunimmt. Das letztere war 
dank der wirtschaftlichen Erfolge der Bundesregierung seit 1982 der Fall; 
zugleich nahmen aber auch die Sozialleistungen um rund 80 Milliar- 
den DM zu. 


Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden sind mit gut einem 
Drittel an der Finanzierung der Sozialleistungen beteiligt; davon trägt der 
Bund die Hauptlast. Die Mittel fließen u. a. zu 
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- der Rentenversicherung überwiegend 
als Finanzierungszuschuß 

- dem Kindergeld als VoUfinanzienmg 
bei abnehmender Kinderzahl sowie als 
Steuerausfälle für Kinderfreibeträge 

- der Arbeitsförderung als Arbeitslosen- 
hilfe imd als Defizitausgleich (1982) 
bei der Bundesanstalt für Arbeit 

- den Pensionen im öffentlichen Dienst 
(Bimd einschüeßhch Leistungen 
nach G 131) 

~ den Entschädigungen, z. B. KOV, 
bei abnehmender Zahl der 
Leistungsempfänger 


(1982 bis 1986: + 12, 6 V.H.), 


(1982 bis 1986: + 27,0 V. H.), 


(1982 bis 1986:- 16,0 V.H.), 


(1982 bis 1986:- 0,8 v.R), 

(1982 bis 1986:- 5,3 v.R). 


Eine differenzierte Betrachtimg zeigt also in wichtigen Bereichen — Ren- 
tenversicherung sowie Förderung der Famüie - erhebhehe Zimahmen, 
dagegen Abnahmen in den Bereichen mit sinkender Empfängerzahl, insbe- 
sondere der Kriegsopferversorgxmg, sowie bei der Bimdesanstalt für Arbeit, 
die 1982 noch ein beträchtliches Finanzierungsdefizit aufwies. 


39. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


Wie hat sich seit 1980 die Erwerbsquote der 16- 
bis 64jährigen gemessen an den Erwerbsperso- 
nen der 16- bis 64jährigen in den einzelnen Jah- 
ren verändert? 


40. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Wie hat sich der Anteü der Frauen und Männer 
in den einzelnen Altersgruppierungen in diesem 
Zeitraum entwickelt? 


41. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Wie hat sich die Zahl der Vollzeit- und Teüzeit- 
beschäftigungsverhältnisse in diesem Zeitraum 
verändert? 


42. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Wie hat sich das Volumen der Gesamtarbeits- 
stunden aller Erwerbstätigen in diesem Zeitraum 
verändert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. November 1986 


Die vom Statistischen Bundesamt im Zuge des Mikrozensus veröffentlich- 
ten Erwerbsquoten für die 15- bis 64 jährigen im Zeitraum 1980 bis 1984 
sind in Tabelle 1 zusammengefaßt. Ergebnisse für 1985 hegen noch 
nicht vor. 

Tabelle 2 enthält den Anteü der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und 
Erwerbslose) an der Wohnbevölkerung der jeweUigen Altersgruppe. 

Die amthehe Statistik registriert unter anderem die Anzahl der Erwerbs- 
tätigen vmd die der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeit- 
nehmer, nicht jedoch die Zahl der Beschäftigimgsverhältnisse. 

Tabelle 3 enthält die Anzahl der sozialversicherungspflichtig beschäftig- 
ten Arbeitnehmer (darunter Teilzeitbeschäftigte) von 1980 bis 1985 
jeweüs im Jahresdurchschnitt. 

Die entsprechenden Angaben zu Ihrer vierten Frage sind in TabeUe 4 
zusammengefaßt. Dabei handelt es sich um Berechnungen des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit. 
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TabeUe 1 


Entwicklting der Wohnbevölkerung, Erwerbspersonen, Erwerbscjuoten 
der 15- bis 64jährigen 
1980 bis 1984 (Ivükrozensus) 


Jahr 

Wohnbevölkerung | Erwerbspersonen^) 
in 1000 

Erwerbscpioten^) 

1980 

40529 

27 191 

67,1 

1981 

41217 

27 582 

66,9 

1982 

41809 

27 956 

66,9 

1983^) 

42585 

28177 

66,2 

1984^) 

42837 

28482 

66,5 


Erwerbstätige und Erwerbslose 
Erwerbspersonen in v. H. der Wohnbevölkerung 
EG-Arbeitskräftestichprobe 

Tabelle 2 Altersspezifische Erwerbsquoten 

1980 bis 1984 

Männer 


Alter von 

bis unter 

Jahren 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

15 bis 20 

48,5 

46,4 

46,0 

46,1 

46,5 

20 bis 25 

82,0 

81,4 

81,0 

80,1 

79,2 

25 bis 30 

90,2 

89,4 

88,9 

87,7 

86,7 

30 bis 35 

97,3 

96,8 

96,4 

95,7 

95,0 

35 bis 40 

98,3 

98,2 

97,7 

96,9 

97,1 

40 bis 45 

98,1 

98,0 

97,9 

97,5 

97,5 

45 bis 50 

96,8 

96,5 

96,5 

96,3 

96,6 

50 bis 55 

93,5 

93,1 

93,3 

93,0 

92,9 

55 bis 60 

82,3 

81,9 

82,3 

81,0 

80,1 

60 bis 65 

44,2 

44,4 

43,6 

40,1 

35,2 

65 bis 70 

11,3 

10,5 

9,7 

10,4 

9,4 

70 bis 75 

6,7 

6,6 

6,3 

6,5 

5,7 

75 und mehr 

3,9 

3,8 

3,5 

3,7 

3,3 


Frauen 


Alter von 

bis unter 

Jahren 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

15 bis 20 

41,4 

40,4 

39,2 

38,6 

41,0 

20 bis 25 

71,1 

71,0 

71,3 

70,5 

71,3 

25 bis 30 

62,5 

63,8 

64,3 

63,5 

65,6 

30 bis 35 

56,2 

57,1 

58,8 

58,4 

59,8 

35 bis 40 

55,4 

56,9 

58,8 

59,3 

59,8 

40 bis 45 

54,9 

56,1 

56,8 

58,1 

60,3 

45 bis 50 

52,2 

53,2 

54,5 

55,2 

56,4 

50 bis 55 

47,1 

48,2 

49,1 

47,8 

49,7 

55 bis 60 

38,7 

39,0 

39,9 

40,1 

40,2 

60 bis 65 

13,0 

13,3 

13,3 

12,5 

11,8 

65 bis 70 

4,8 

4,6 

4,5 

4,8 

4,5 

70 bis 75 

3,0 

2,8 

2,7 

3,2 

2,9 

75 und mehr 

1,3 

1,3 

1,3 

1,4 

1,2 
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Tabelle 3 

Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer 
von 1980 bis 1985 (Jahresdurchschnitt) 

a) Insgesamt 


Jahr 

Insgesamt 

Männer 

Frauen 


in 1 000 

1980 

21003,2 

12 865,6 

8137,6 

1981 

20846,7 

12 726,9 

8119,8 

1982 

20470,4 

12419,7 

8050,7 

1983 

20 172,8 

12 240,2 

7 932,6 

1984 

20 179,1 

12 193,8 

7 985,3 

1985 

20412,3 

12 274,9 

8 137,4 


b) darunter: Teilzeitbeschäftigte 


Jahr 

Insgesamt 

Männer 

Frauen 


in 1 000 

1980 

1 659,5 

110,4 

1549,1 

1981 

1717,3 

114,2 

1603,1 

1982 

1761,2 

118,6 

1 642,6 

1983 

1777,5 

124,9 

1 652,6 

1984 

1822,9 

129,7 

1693,2 

1985 

1872,7 

129,0 

1743,7 


Tabelle 4 


Arbeitsstunden 


Jahr 

in Millionen 

Verändert in v. H. 

1980 

45916 

+ 0,3 

1981 

45 147 

- 1,7 

1982 

44 558 


1983 

43 774 

■“ 1,8 

1984 

43 652 

- 0,3 

1985^) 

43 390 

- 0,6 


vorläufig 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


43. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bimdesregierung zu, 
daß Tomado-Militärdüsenflugzeuge bisher un- 
bekannter Nationalität am Donnerstag abend, 
dem 6. November 1986, in der Zeit zwischen 
21.00 Uhr und 22.00 Uhr außerhalb der ver- 
einbarten Flugschneise und entgegen den An- 
meldebestimmungen beim Landkreis Soltau- 
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Fallingbostel die Stadt Soltau überflogen haben, 
und wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
in diesem speziellen Fall zu imtemehmen, damit 
in Zukunft solche Verstöße gegen die einschlägi- 
gen Flugvorschriften unterbleiben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 21. November 1986 

Am 6. November 1986 wurden zwischen 21.00 und 22.00 Uhr von zwei 
Verbänden der Luftwaffe Nachteinsätze mit insgesamt acht Tornado- 
Flugzeugen auf dem Truppenübimgsplatz Bergen-Hohne durchgeführt. 
Der Flug zum/vom Truppenübungsplatz erfolgte über das Nachttief flug- 
system, dessen Teilstrecke den südlichen Stadtrand von Sbltau berührt. 
Beim Verlassen des Übimgsplatzes erfolgt der Wiedereinflug in das 
Nachtflugsystem im Kurvenflug. 

Offensichtlich haben dabei einzelne Flugzeuge, die an den Einsätzen am 
6. November 1986 beteiligt waren, versehentlich die südlichen Ausläufer 
der Stadt Soltau überflogen. 

Auf Grund der Überprüfung ist ein mutwilliger Verstoß auszuschheßen. 
Um in Zukunft auch derartige geringe Abweichungen auszuschheßen, 
wurde das Anflugverfahren modifiziert. 


44. Abgeordneter Entspricht die zentrale Heizversorgungsanlage 

Dr. Götz am Fhegerhorst Fürstenfeldbruck hinsichtiich ih- 

(CDU/CSU) rer Enüssionswerte den gesetzhchen Vor- 

schriften? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. November 1986 

Die Enüssionswerte der kohlebefeuerten Heizzentrale des NATO-Flug- 
platzes Fürstenfeldbruck entsprechen den Forderungen der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft. Die Heizzentrale miiß jedoch vor 
Ablauf der vorgeschriebenen Übergangsfrist - spätestens 1994 - den ab 
1. März 1986 gültigen verschärften Anforderungen angepaßt sein. Es ist 
geplant, diese Übergangsfrist nicht auszuschöpfen, sondern eine über die 
vorgeschriebene Schadstoffreduzierung hinausgehende Lösung so früh 
wie mögüch zu reahsieren. 


45. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die zentrale 

Dr. Götz Heizversorgungsanlage am Fhegerhorst Für- 

(CDU/CSU) stenfeldbruck ein zeitgerechtes Energiekonzept 

nüt dem Ziel der Reduzierung von Schadstoffe- 
missionen und der Energieeinsparung gegebe- 
nenfaUs unter Einbeziehung von Fernwärme der 
GfA in Geiselbuhach zu entwickeln? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. November 1986 

Die Bundeswehr ist nicht nur bereit, sondern hat bereits - wie in ähnh- 
chen Fähen - ein Energiekonzept zur Einsparung von Energie imd Redu- 
zierung der Schadstoffemissionen in Auftrag gegeben. Im Rahmen dieses 
Konzeptes wird neben der Nachrüstung einer Rauchgasreinicfungsanlage 
zur Entstaubung und Entschwefelung und der UmsteUung auf die 
umweltfreundhcheren Brennstoffe Erdgas imd Heizöl EL auch der 
Anschluß an die geplante Femwärmeversorgung der Mühverbrennungs- 
anlage Geiselbuhach untersucht. 
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Die Entscheidung für eine Lösung wird unter Beachtung der Umwelt- 
schutzforderungen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten getroffen 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Famiiie, Frauen und Gesundheit 


46. Abgeordneter Wie bewertet die Bimdesregierung die Arbeit 

Rusche und die Erkenntnisse der „Zentrale Erfassung: 

(DIE GRÜNEN) Homosexuellendiskriminierung" (c/o HSH Post- 

fach 47 22, 3000 Hannover 1)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 20. November 1986 

Der Bimdesregierung ist weder die Arbeit der in der Frage genannten 
Stelle bekannt noch ist sie über Erkenntnisse unterrichtet, die von dieser 
gewonnen wurden. 

Trifft es zu, daß vor Inkrafttreten der Zweitan- 
melderregelung im neuen AMG beim Bimdesge- 
srmdheitsamt in Berlin 1 1 000 Zulassimganträge 
eingegangen sind, imd kann die Bimdesregie- 
rung beziffern, wie hoch dabei der Anteü der 
Zweitanmelderanträge ist? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 24. November 1986 

Seit dem Inkrafttreten der Vorschriften über das Zulassimgsverfahren im 
Arzneimittelgesetz am 1. Januar 1978 bis zum Inkrafttreten der Zweitan- 
tragstellerregelimg im Zweiten Gesetz zur Änderung des Arzneimittelge- 
setzes am 22. August 1986 sind mehr als 13 000 Zulassrmgsanträge beim 
Bundesgesundheitsamt emgegangen; in der Zeit vom 1. Januar 1986 bis 
zum 21. August 1986 sind 4 120 Anträge eingereicht worden. Der Anteü 
der ZweitantragsteUimgen beträgt für die in den letzten Monaten vor 
dem 21. August 1986 eingereichten Anträge mehr als 90 v. H. 


47. Abgeordneter 
Dr. Faltlhauser 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Faltlhauser 
(CDU/CSU) 


Hält die Bimdesregierung eine gesetzmäßige 
Abwicklimg der Ziüassimganträge für möglich, 
wenn es tatsächlich zu einer solchen Flut von 
Anträgen gekommen ist, imd wie beurteüt die 
Brmdesregierung die Tatsache, daß mit den noch 
nach altem Recht erhaltenen Ziüassrmgen \mter 
den Anmeldern ein regelrechter Handel getrie- 
ben werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 24. November 1986 


Das Bundesgesundheitsamt hat wegen des besonderen Arbeitsanfalles 
ein Verfahren erarbeitet, nach dem die Ziüassungsanträge in drei Grup- 
pen eingeteüt imd nach Prioritäten geordnet bearbeitet werden. Arznei- 
mittel von besonderer therapeutischer Bedeutimg werden als Gruppe 1 
bevorzugt behandelt. Sonstige Arzneimittel ohne Bezugnahme auf 
bereits bestehende Ziüassungen werden der Gruppe 2 zugeordnet und 
Anträge mit Bezugnahme auf bestehende Zulassimgen in die Gruppe 3 
auf genommen. 
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Die Anträge der Gruppen 1 und 2 werden nach dem bisher üblichen 
Verfahren - und voraussichtlich spätestens ab Ende 1987 wieder temün- 
gerecht- bearbeitet. Die Anträge der Gruppe 3 können wegen ihrer 
Gemeinsamkeiten zügiger von einer speziellen Arbeitsgruppe bearbeitet 
werden, die keine sonstigen Prioritäten wie Risikoabwehr, Verlängerun- 
gen oder Ändenmgsanzeigen zu beachten hat. Allerdings fallen nach 
dem Stand vom 30. September 1986 von den rund 5 800 noch zu bearbei- 
tenden Zulassungsanträgen mehr als 4 500 Anträge unter die Gruppe 3. 
Wegen dieser großen Zahl von ZweitantragsteUungen sind derzeit nur 
ungenaue Schätzungen über die Abwicklung möglich; es ist nicht auszu- 
sclüießen, daß in Einzelfällen cüe abschließende Bearbeitung mehrere 
Jahre dauern kann. Das Verfahren der Bearbeitimg von Zulassimgsanträ- 
gen nach den dargesteUten Kriterien hat bisher bei den pharmazeuti- 
schen Unternehmern überwiegend Zustimmung gefunden. 

Aus gesimdheitspolitischer Sicht ist grundsätzlich nicht zu beanstanden, 
daß Arzneimittelzulassungen auf einen anderen pharmazeutischen 
Unternehmer übertragen werden können. Dies güt auch dann, wenn die 
Zulassung nach altem Recht unter Bezugnahme auf die Unterlagen eines 
Vorantragstellers erlangt worden ist. 


Stimmt die Bundesregierung der Studie der ame- 
rikanischen Food and Drug Administration 
(FDA), der obersten Gesundheitsbehörde der 
Vereinigten Staaten von Amerika, zu, nach der 
Zucker nicht verantwortlich gemacht werden 
kann u. a. für Zuckerkrankheit, Arteriosklerose, 
Fettsucht und Gallensteine, oder liegen der Bim- 
desregierung andere Ergebnisse vor, die sie dar- 
an hindern, den Schlußfolgerungen zuzu- 
stimmen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 20. November 1986 

Die Studie der Food and Drug Administration, „Evaluation of Health 
Aspects of Sugars Contained in Carbohydrate Sweeteners" ist der Bun- 
desregierung erst vor kurzem zugänglich gemacht worden. Eine Stel- 
limgnahme kann die Bimdesregierung deshalb noch nicht abgeben. Sie 
hat zunächst das Bundesgesundheitsamt gebeten, die umfangreiche Stu- 
die sorgfältig zu prüfen und dazu Stellung zu nehmen. 

Über das Ergebnis der Prüfimg wird zu gegebener Zeit Stellung ge- 
nommen. 

50. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Forschungsergeb- 

Dr. Sperling nisse bekannt, nach denen Mittel, die Acetyl- 

(SPD) salicylsäure enthalten, zur Entstehung des soge- 

nannten Reye-Syndroms beitragen können? 


49. Abgeordneter 
Borchert 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 26. November 1986 

Dem Bimdesgesundheitsamt sind die Forschungsergebnisse zum Reye- 
Syndrom bekannt. 

Im Juli 1986 hat sich der Ausschuß für Arzneispezialitäten der EG mit 
diesem Problem befaßt und festgestellt, daß das Reye-Syndrom viele 
Ursachen haben kann und bisher noch keine Einzelursache ausfindig 
gemacht werden konnte. Es gibt jedoch Hinweise dafür, daß Acetylsali- 
cylsäure in Einzelfällen bei Kindern als zusätzlicher Faktor für die Auslö- 
sung des Reye-Syndroms angesehen werden kann. Der Ausschuß hat aus 
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diesem Grunde den Mitgliedstaaten empfohlen, angemessene Schritte zu 
unternehmen, um den Gebrauch von Acetylsalicylsäure bei Kindern mit 
fieberhaften Erkrankungen zu reduzieren. 


51. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wie bewertet die Bimdesregierung diese Ergeb- 
nisse, imd welche Schlußfolgerungen zieht sie 
daraus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 26. November 1986 

Das Bimdesgesxmdheitsamt hat bereits im Jahr 1983 angeordnet, daß 
acetylsalicylsäurehaltige Arzneimittel einen Wamhinweis tragen müssen, 
der auf einen möglichen Zusammenhang der Einnahme von Acetylsali- 
cylsäure und dem Auftreten des Reye- Syndroms bei Kindern imd 
Jugendlichen, die an Virusgrippe oder Windpocken erkrankt sind, hin- 
weist. Nach der oben genannten Sitzimg der EG hat das Bxmdesgesund- 
heitsamt den Wamhinweis um „fieberhafte Erkrankungen" erweitert. 
Die Packungsbeüage muß nun den Hinweis tragen, das Acetylsalicyl- 
säure enthaltende Arznemüttel bei Kindern xmd Jugendlichen mit fieber- 
haften Erkrankungen wegen des möglichen Auftretens eines Reye- Syn- 
droms nur auf ärztliche Anweisxmg und nur dann angewendet werden 
sollen, wenn andere Maßnahmen nicht wirken. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


52. Abgeordneter Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, 

Pauli daß die im Binnenschiffährtsabkommen zwi- 

(SPD) sehen der Bundesrepublik Deutschland imd der 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken pa- 
raphierte Ladungsaufteüung im Wechselverkehr 
(nach den Erfahrungen nüt der deutsch-polni- 
schen Vereinbamng) korrekt eingehalten wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. November 1986 

Nach dem paraphierten deutsch-sowjetischen Binnenschiffahrtsabkom- 
men ist eine Ladungsaufteilung im Verhältnis 50 : 50 ausdrücklich vorge- 
sehen. Es ist zutreffend, daß bei dem deutsch-polnischen Wechselverkehr 
unser Anteü lediglich knapp 30 v. H. beträgt. Dies ist jedoch vorwiegend 
darauf zurückzuführen, daß die Wasserstraßen in Polen überwiegend nur 
mit kleinen Schiffen bis etwa 500 Tonnen befahren werden können. Für 
die deutsche Binnenschiffahrt, die fast ausschließlich größere Transport- 
gefäße besitzt, ist ein Verkehr über polnische Wasserstraßen daher weit- 
gehend technisch unmöglich oder aber nicht wirtschaftlich. Trotz 
Ladungsangebote sind die deutschen Binnenschiffer zur Zeit nicht in 
der Lage, weitere Transporte zu übernehmen. Dies dürfte im Verhältnis 
zu der Sowjetunion nicht der Fall sein, da es sich bei der Donau um eine 
gut ausgebaute Wasserstraße handelt. 


53. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Wie kann die Bundesregiemng sicherstellen, 
daß mit dem Vertragspartner Sowjetunion - trotz 
des unterschiedlichen Wirtschaftssystems und 
damit auch unterschiedlicher Kostenstrukturen - 
für die deutsche Binnenschiffahrt auskömmliche 
Frachtraten vereinbart werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. November 1986 

Der in dem paraphierten deutsch-sowjetischen Binnenschiffahrtsabkom- 
men geschaffene Gemischte Ausschuß, dem auf deutscher Seite je ein 
Vertreter des Bundesministers für Verkehr, der Schiffahrtsimtemehmen 
sowie der verladenden Wirtschaft angehören, unterbreitet Vorschläge für 
„Wirtschaf dich auskömmliche Frachten". Diese werden verbindlich ein- 
geführt. Im Falle einer Nichteinigxmg sind Konsultationen der Vertrags- 
partner vorgesehen. Sollte es auch hierbei nicht zu einer Einigung 
kommen, kann insoweit ein Wechselverkehr nicht durchgeführt werden. 


54 . Abgeordneter Welche rechtlichen Mittel sind in dem paraphier- 

Pauli ten deutsch-sowjetischen Binnenschiffahrtsab- 

(SPD) kommen für den FaU vorgesehen, daß sich die 

andere Vertragsseite nicht an die vereinbarte 
Ladimgsaufteürmg und die vereinbarten Fracht- 
raten hält? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. November 1986 

Das deutsch-sowjetische Binnenschiffahrtsabkommen wird ratifiziert und 
erhält Gesetzesloraft. Für den Wechselverkehr wird durch das Einfüh- 
nmgsgesetz die Festsetzimg von verbindlichen Frachten ermöglicht. Ein 
Verstoß hiergegen kann sodann als Ordnungswidrigkeit geahndet wer- 
den. Im übrigen können Schiffe, die die vertraglichen und damit gesetz- 
hchen Bestimmungen nicht einhalten, zurückgewiesen werden. 


Trifft es zu, daß nach dem paraphierten deutsch- 
sowjetischen Binnenschiffahrtsabkommen die 
Schiffe des Vertragspartners uneingeschränkt 
alle Binnenwasserstraßen des Bundes ein- 
schließlich des Main-Donau-Kanals befahren 
dürfen, obwohl die Sowjetunion der deutschen 
Binnenschiffahrt nur die Binnenwasserstraßen 
öffnet, die offiziell für den internationalen Ver- 
kehr freigegeben wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. November 1986 

Mit dem deutsch-sowjetischen Binnenschiffahrtsabkommen werden die 
Binnenwasserstraßen der Bimdesrepublik Deutschland nur im Rahmen 
der in dem Abkommen gewährten Verkehrsrechte geöffnet. So ist der 
Transitverkehr nur über solche Binnenwasserstraßen möglich, die von 
beiden Seiten auf der Grundlage eines Vorschlages des Gemischten 
Ausschusses festgelegt werden, das heißt ein Transitverkehr ist nur auf 
solchen Binnenwasserstraßen zulässig, für die der Bundesminister für 
Verkehr seine Zustimmung zum Transitverkehr erteüt. 

Im Wechselverkehr dürfen sowjetische Schiffe nur Seehäfen sowie Bin- 
nenhäfen, die auf dem direkten Weg zu einem Seehafen liegen, anlaufen. 
Im übrigen können nur solche Häfen benutzt werden, die der Bimdesmi- 
nister für Verkehr auf Vorschlag des Gemischten Ausschusses benennt. 
Da nach dem paraphierten Abkommen ein Wechselverkehr nur über die 
die beiden Länder verbindenden Binnenwasserstraßen erfolgen darf, 
können von deutschen Schiffen nur die Donau und nicht weitere innerso- 
wjetische Wasserstraßen befahren werden. 


55. Abgeordneter 
Buckpesch 
(SPD) 
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56. Abgeordneter Welche Binnenwasserstraßen der Sowjetunion 

Buckpesch sind bis heute für den internationalen Binnen- 

(SPD) schiffahrtsverkehr geöffnet, und welche Binnen- 

wasserstraßen sind für die deutsche Binnen- 
schiffahrt noch gesperrt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. November 1986 

Für den internationalen Binnenschiffsverkehr sind bis heute nur der in 
der Sowjetunion hegende Teü der Donau sowie der im Schwarzen Meer 
hegende Pontonhafen Ust-Dunaisk geöffnet. Die übrigen sowjetischen 
Wasserstraßen sind für ahe ausländischen Schiffe nicht freigegeben. 


57. Abgeordneter Welche Kenntnisse besitzt die Bundesregierung, 

Buckpesch die die Hoffnimg berechtigen, die Sowjetunion 

(SPD) werde in absehbarer Zeit weitere Binnenwas- 

serstraßen für den internationalen Verkehr frei- 
geben, und welche Binnenwasserstraßen wer- 
den oder könnten es sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. November 1986 

Die sowjetische Seite sieht sich derzeit nicht in der Lage, weitere Binnen- 
wasserstraßen für den internationalen Verkehr zu öffnen. Falls weitere 
Wasserstraßen zum Befahren mit ausländischen Schiffen geöffnet wer- 
den, wird dieses Recht auch deutschen Schiffen eingeräumt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


58. Abgeordneter Wie hoch war der finanzielle Schaden, der der 

Boroffka Bimdesrepublik Deutschland durch das Brand- 

(CDU/CSU) Unglück bei der Chemiefirma Sandoz AG/Basel 

infolge starker Verunreinigung des Rheins 
entstand? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 18. November 1986 

Dem Bund sind durch die in Verbindung mit dem Brandunglück bei der 
Firma Sandoz AG in Schweizerhalle eingetretene Verunreinigung des 
Rheins als Eigentümer dieser Bundeswasserstraße besondere Aufwen- 
dungen für Rheinwasseruntersuchungen und bestimmte Schutzmaßnah- 
men entstanden. Ferner ist anzunehmen, daß die in den Rhein gelangten 
schädlichen Stoffe in der Pflanzen- und Tierwelt sowie im Gewässerbett, 
gegebenenfalls auch an den Ufern, Schäden bewirkt haben. Wie hoch 
diese Aufwendimgen imd Schäden zu beziffern sind, läßt sich zur Zeit 
noch nicht angeben. Die Ermittlungen sind hierzu bei den zuständigen 
Behörden der Wasser- imd Schiff ahrtsverwaltungen des Bundesministers 
für Verkehr noch im Gange. 

Auch die Aufwendimgen imd Schäden, die Bundesländern, Gemeinden, 
Wasserversorgungsuntemehmen sowie einzelnen Bürgern durch das 
Brandunglück und die dadurch verursachte Verunreinigung des Rheins 
entstanden sind, lassen sich zur Zeit noch nicht beziffern. Die erforderh- 
chen Ermittlungen hierzu laufen bei den am Rhein gelegenen Bundeslän- 
dern. 
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59. Abgeordneter Wer haftet für diesen Schaden? 

Boroffka 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 18. November 1986 

Die durch die Verunreinigung des Rheins eingetretenen Schäden sind 
darauf zurückzxiführen, daß aus dem Betrieb der Firma Sandoz AG in 
Schweizerhalle schädhche Stoffe, die dort gelagert waren, in den Rhein 
gelangt sind. Damit ist die Firma Sandoz AG als Inhaber des Betriebes 
schadensersatzpflichtig. 

Als Rechtsgrundlage für den Anspruch auf Schadensersatz kommt 
sowohl § 22 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz als auch Artikel 36 Abs. 1 des 
schweizerischen Gewässerschutzgesetzes in Betracht. Nach den allge- 
meinen Regeln des internationalen Privatrechts findet bei sogenannten 
Distanzdelikten, d. h. bei Delikten, bei denen der Handlungsort und der 
Erfolgsort in verschiedenen Rechtsgebieten liegt, sowohl das Recht des 
Handlungsortes als auch das Recht des Erfolgsortes Anwendung. 

Bei den genannten Hafümgsvorschriften handelt es sich jeweils um eine 
Gefährdungshaftung, der Inhaber des Betriebes bzw. der Anlage haftet 
hiernach ohne Rücksicht auf ein Verschulden. 

In der Sitzimg der Kommission der zuständigen Minister der Rheinanlie- 
gerstaaten und des Vertreters der Europäischen Gemeinschaft am 12. 
November 1986 in Zürich ist auch über die Fragen des Schadensersatzes 
und der Wiederherstellimg des vor dem Unfall bestehenden Zustandes 
des Rheins gesprochen worden. Die Delegation der Schweiz hat hierbei 
der bestimmten Hoffnung Ausdruck gegeben, daß diese Fragen auf 
gütiichem Wege erledigt werden können. 


60. Abgeordneter 

Ewen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, denjenigen Rei- 
severanstaltern, die einen Ausfall an Reisen in 
Ostblockstaaten als Folge des Reaktorunfalls von 
Tschernobyl erlitten haben, im Interesse der Ver- 
waltungsvereinfachung einen prozentualen An- 
teü des Umsatzes oder des üblicherweise erziel- 
ten Gewinns zu erstatten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 26. November 1986 

Die Erstattimg eines prozentualen Anteüs des Umsatzes oder des übli- 
cherweise erzielten Gewinns ist nach keiner der als Folge des Reaktor- 
unfalls von Tschernobyl erlassenen Ausgleichs- bzw. BiUigkeitsricht- 
linien vorgesehen und auch künftig nicht beabsichtigt. 


61. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Wie viele Anträge von Reiseveranstaltern und 
-Vermittlern auf Entschädigimgen, die durch den 
Reaktorunfall in Tschernobyl Nachteüe erlitten 
haben, liegen bisher vor, und wann läuft die 
Antragsfrist aus? 


62. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Wie hoch sind die in den bisher vorliegenden 
Anträgen ausgewiesenen Einnahmeausfälle, 
und in welcher Höhe sind diese tatsächlich ent- 
schädigt worden? 


27 


Drucksache 10/6599 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 26. November 1986 

Anträge von Reiseveranstaltern und -vennittlem sind grundsätzlich nach 
der zwischen Bund und Ländern vereinbarten Allgemeinen Billigkeits- 
richtlinie zu beurteilen, die ausschheßlich von den Ländern vollzogen 
wird. Über die Zahl der dort eingegangenen Anträge, die Gesamthöhe 
der beantragten Entschädigung und die Höhe der bisher ausgezahlten 
Entschädigungssummen kann die Bimdesregierung deshalb derzeit 
keine Angaben machen. Die Antragsfrist nach der Allgemeinen Billig- 
keitsrichtlinie ist am 31. August 1986 abgelaufen. 

Gleichwohl sind beim Bimdesverwaltungsamt einige - der genauen Zahl 
nach nicht mehr feststellbare - Anträge aus der Touristikbranche einge- 
gangen, die auf die hier nicht einschlägige Ausgleichsrichtlinie vom 
21. Mai 1986 gestützt wurden und die deshalb sämtlich abschlägig 
beschieden wurden bzw. werden sollen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeidewesen 


Besteht die Möglichkeit, bei Umrüstimg von bis- 
herigen Gemeinschaftsantennenanlagen auf Ka- 
belanschluß in Wohnblocks Kabelanschlußstek- 
ker zu benutzen, die nur den Empfang der drei 
Programme der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten zulassen, wenn einzelne Bewohner 
— auch wegen der erhöhten Gebühren — auf den 
Kabelanschluß keinen Wert legen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. November 1986 

Die untemehmenspolitische Zielsetzung der Deutschen Bundespost 
(DBP) hinsichtlich der Nutzimg des Kabelanschlusses ist die Abnahme 
der Regelleistung (Grund- und Teilleistung) unter Verzicht auf jegliche 
Differenzierung nach „Paketen“ irgendwelcher Art. Der entscheidende 
Grund hierfür ist darin zu sehen, daß in den Breitbandverteünetzen die 
Regelleistung insgesamt aufbereitet, eingespeist und bis in jedes ange- 
schlossene Gebäude übertragen werden muß. 

Während die Grundleistung die ortsüblich/ortsmöglich empfangbaren 
Femseh- und UKW- Hörfunkprogramme umfaßt, beinhaltet die Teillei- 
stung die mit zusätzlichem Aufwand heran geführten Programme. 

Mit dem Auftrag für einen Kabelanschluß kann der Kimde aber entschei- 
den, ob als Programmpaket die Regel- oder nur die Teilleistung übermit- 
telt werden soll und ob für die Berechnung der zu zahlenden Gebühren 
die tatsächhch angeschlossenen Wohneinheiten (Normaltarif) oder die 
insgesamt vorhandenen Wohneinheiten (Pauschaltarif) zugrunde zu 
legen sind. 

Auf Grund der Doppelnutzung der vorhandenen Hausverteüanlage 
besteht also die Möghchkeit, sowohl die Teilleistung über den Kabelan- 
schluß als auch die ortsüblich/ortsmöglich empfangbaren Rundfunkpro- 
gramme der Rundfunk-Empfangsantennenanlage (Gemeinschaftsanten- 
nenanlage) grundsätzlich jedem Wohnungsinhaber zuzuführen. Für 
Wohnungsinhaber, die die Teilleistung nüt den besonders herangeführ- 
ten Programmen nicht oder noch nicht nutzen wollen, ist eine wohnungs- 
bezogene Füterdose (Breitbandsperrdose) nüt dem Sperrbereich von 
Kanal 9 (Bereich III) bis Kanal S 38 (oberer Sonderbereich) notwendig. 


63. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 
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Um die Entwicklung und Fertigung solcher Breitbandsperrdosen bei der 
Industrie anzuregen, hat die DBF zur Deckung des postintemen Bedarfs 
die Beschaffung von 5 000 Stück ausgeschrieben. Diese Breitbandsperr- 
dosen ziu Abfüterung der Teilleistung können bei Abnahme der Teillei- 
stung innerhalb des Normaltarifs gebührenrelevant eingesetzt werden. In 
diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß eine Wohneinheit als 
nicht an geschlossen gilt, wenn an den daran installierten Breitbandsteck- 
dosen durch technische Vorkehnmgen (Abfütem, Verplomben usw.) 
keine am Breitbandanschluß verfügbaren Signale abgenommen werden 
können. 

Ausgehend von der durch die DBF initiierten Entwicklung und Herstel- 
limg der vorstehend beschriebenen Breitbandsperrdose wird letztlich der 
Bedarf am Markt dafür entscheidend sein, ob die Antennenindustrie 
ähnliche Füterdosen anbieten wird, mit denen dann einzelne Empfangs- 
kanäle gesperrt werden können. 

Abschließend ist festzustellen, daß die DBF den Einsatz wohnungsbezo- 
gener Füterdosen bzw. „Kabelanschlußstecker" grundsätzlich zuläßt. 
Hierbei ist jedoch zu beachten, daß der gebührenrelevante Einsatz sol- 
cher wohnungsbezogener Füterdosen einerseits das Abfütem der am 
Breitbandanschluß anliegenden Frogramme erfordert, andererseits den 
betreffenden Bewohnern der Zugang zu anderweitigen Frogrammquel- 
len für das ortsüblich/ortsmöghch empfangbare Frogrammangebot 
ermöglicht wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


64. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SFD) 


Wie viele Belegbindungen für Wohnungen für 
Bundesbedienstete gibt es in Bonn, und wie viele 
sind zwischen 1984 und 1986 ausgelaufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 22. November 1986 

Nach dem Stand vom 31. Oktober 1986 unterliegen im Stadtgebiet Bonn 
insgesamt 16 513 Mietwohnimgen (davon 13 559 Bundesdarlehenswoh- 
nungen) der Verfügungsbefugnis des Bundes. Hinzukommen noch 5 201 
mit Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes geförderte Familienheime und 
Eigentumswohnungen. 

In den letzten drei Jahren (bis einschließlich Oktober 1986) sind bei 
1018 Bundesdarlehenswohnungen die Besetzungsrechte abgelaufen. 
Ende des Jahres scheiden bei fristgerechter Rückzahlung der gekündig- 
ten Bundesdarlehen weitere 1 112 Bundesdarlehenswohnungen aus der 
Belegungsbindung aus. 


65. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SFD) 


Wie viele Belegbindungen für Wohnungen für 
Bundesbedienstete werden bis 1990 auslaufen, 
und welche Überlegimgen hat die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Erhaltung des Kontingents 
an Belegbindungen für Bundesbediensteten- 
wohnungen angesteUt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 22. November 1986 

Die Besetzimgsrechte enden grundsätzlich erst mit der Tilgung des 
jeweiligen Bundesdarlehens. Dies bedeutet, daß bei der nach den Darle- 
hensverträgen vorgesehenen Regeltügung die Besetzungsrechte erst 
weit nach dem Jahr 1990 enden werden. 

Die Darlehensnehmer (Eigentümer) sind jedoch berechtigt, die erhalte- 
nen Darlehen jederzeit vorzeitig zurückzuzahlen. Damit erlöschen die 
Besetzungsrechte bei den bis etwa 1970 geförderten Wohnungen nach 
Ablauf der Mindestfrist von 20 Jahren, bei neueren Wohnungen nach 
Ablauf von 30 Jahren. Wie viele Wohnungsbesetzungsrechte in den Jah- 
ren 1987 bis 1990 auf diese Weise vorzeitig auslaufen werden, ist nicht 
bekannt. Im allgemeinen wird die mit der Darlehensverwaltung betraute 
Oberfinanzdirektion Köln erst kurz vorher über die Absicht der Eigentü- 
mer imterrichtet, die Bundesdarlehen zu kündigen und zurückzuzahlen. 
Bis jetzt zeichnet sich bei 413 Bundesdarlehenswohnungen die Beendi- 
gimg der Besetzungsrechte zum 31. Dezember 1987 ab. 

Im Jahre 1985 sind die haushaltsmäßigen Voraussetzimgen geschaffen 
worden, vorzeitig auslaufende Besetzungsrechte zu verlängern oder zu 
erneuern sowie anderweitig Belegimgsbindimgen anzukaufen. 

Für derartige Maßnahmen besteht indessen zumindest derzeit keine 
Veranlassung, da von den 16513 Mietwohnungen schon 2 771 mangels 
Interessenten aus dem Kreis der Bundesbediensteten an andere Personen 
vermietet werden mußten imd 63 Wohnungen länger als 3 Monate leer- 
stehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


66. Abgeordnete 

Frau 

Zeiüer 

(DIE GRÜNEN) 


Plant die Bimdesregierung, die für die Erstellung 
von Sportanlagen an der Universität Passau be- 
reitgestellten Mittel zmückzuf ordern, wenn eine 
Teüumwidmimg für den Erhalt der Studenten- 
wohnanlage vorgenommen würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 25. November 1986 

Bei dem Sportzentrum in Passau handelt es sich um ein Vorhaben, das auf 
Antrag Bayerns vom Wissenschaftsrat empfohlen und vom Planungsaus- 
schuß für den Hochschiübau in die Rahmenplanung nach dem Hoch- 
schulbaufördenmgsgesetz auf genommen worden ist. Nach Angaben von 
Bayern ist die Durchführung des Vorhabens in den Jahren 1988 bis 1990 
vorgesehen. Der Bimdesre0erung ist aus den Beratimgen bekannt, daß 
sich auf dem als Sportanlage auszubauenden Gelände zum Abbruch 
bestimmte Gebäude befinden. 

Sollte das Land Bayern die Teüumwidmung zugunsten einer Studenten- 
wohnanlage auf Dauer vornehmen, dann würde nach § 12 Abs. 3 Hoch- 
schulbauförderungsgesetz die Hälfte des Verkehr swertes an den Bund 
zurückzuzahlen sein, falls diese Teile des Grunderwerbs und der 
Gebäude aus Hochschiübaunütteln des Bundes mitfinanziert worden 
sind. Eine vorübergehende Nutzung als Studentenwohnanlage könnte 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz in Verbindung mit den 
Beschlüssen des Planungsausschusses für den Hochschulbau bis zum 
30. Jimi 1988 toleriert werden. Eine Verlängerung dieser Frist ist im 
besonders begründeten Fall möglich und wäre vom Planungsausschuß zu 
entscheiden. 
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67. Abgeordnete 

Frau 

Zeltler 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Umwid- 
mung der Mittel zum Erhalt der von den Studie- 
renden gewünschten bestehenden Gebäude zu 
unterstützen, wenn ja, in welcher Form? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 25. November 1986 

Die Dmchfühnmg der Rahmenplanung im Hochschiübau ist ausschheß- 
hch Länderangelegenheit. Die Bimdesregienmg würde sich einer Pla- 
nimgsändenmg auf Antrag Bayerns nicht verschheßen, wenn sie mit 
überzeugenden Argumenten begründet ist. 

Mittel zur Förderung des Wohnraumbaus für Studenten stehen im Bun- 
deshaushalt allerdings nicht zur Verfügimg. 


68. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregienmg die Errichtung 

Seehofer einer wirtschaftswissenschaftlichen Fakiütät der 

(CDU/CSU) Kathohschen Universität Eichstätt in Ingolstadt, 

und welche konkreten Schritte hat sie dazu ge- 
gebenenfalls xmtemommen? 

Antwort des Staatssekretärs Plazolo 
vom 20. November 1986 

Der Bundesregienmg sind Pläne über die Errichtung einer wirtschafts- 
wissenschaftiichen Fakultät der Kathohschen Universität Eichstätt ledig- 
hch aus der Presse bekannt. 

Voraussetzung für eine Mitfinanzierung dmch den Bund ist zunächst, daß 
das Land Bayern einen entsprechenden Antrag auf Aufnahme in den 
Rahmenplan stellt. Dieser Antrag müßte dann in den Gremien des Wis- 
senschaftsrates beraten werden. Sollte der Wissenschaftsrat sich auf 
Grund dieser Beratungen, an denen sowohl das Land Bayern als auch der 
Bund beteüigt wären, für die Errichümg einer solchen Fakultät in Ingol- 
stadt aussprechen, würde der Bund einer Aufnahme in den Rahmenplan 
nach Maßgabe der haushaltsmäßig zu Verfügimg stehenden Mittel 
und unter der Voraussetzimg der Übereinstimmung mit dem Hoch- 
schulbauförderungsgesetz nicht widersprechen. Vor einer solchen Emp- 
fehlimg des Wissenschaftrates wird der Bxmd keine konkreten, diesbe- 
züghchen Schritte xmtemehmen. 


69. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


Wird das Projekt in die Hochschiügesamtpla- 
mmg von Bimd imd Ländern aufgenommen, und 
mit welcher Förderung ist dann zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 20. November 1986 

Falls das Vorhaben imter den eben genannten Voraussetzungen in den 
Rahmenplan aufgenommen wird, werden auf der Grundlage des Hoch- 
schidbaufördenmgsgesetzes jeweüs 50 v. H. der Ausgaben des Landes 
für die Gesamtplammgskosten imd den erforderhchen Grundstücker- 
werb sowie für die beabsichtigten Bauten einschheßhch ihrer Erschhe- 
ßung, für Außenanlagen imd die erforderhche Ersteinrichtung vom Bund 
mitfinanziert. 


Bonn, den 28. November 1986 
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